
 

 
 
 
Beschlüsse der Satzungsversammlung 

5. Sitzung der 7. Satzungsversammlung  
bei der Bundesrechtsanwaltskammer am 8. Mai 2023 

 

Berufsordnung 

 

I. § 33 BORA wird zu § 30 BORA. 

 

II.  § 31 BORA wird wie folgt neu gefasst: 

§ 31 Maßnahmen zur Einhaltung des Berufsrechts 

(1) Berufsausübungsgesellschaften haben laufend ihre konkreten Risiken für Berufsrechtsverstöße zu 
ermitteln und zu bewerten, insbesondere solche, die sich aus ihrer Zusammensetzung und Organisati-
onsstruktur, ihren Tätigkeitsfeldern sowie ihren Mandaten ergeben.  

(2) Auf Basis der Risikoanalyse nach Absatz 1 stellen Berufsausübungsgesellschaften durch geeignete 
Maßnahmen sicher, dass berufsrechtliche Verstöße verhindert oder zumindest frühzeitig erkannt und 
abgestellt werden. Geeignete Maßnahmen können insbesondere sein: 

- die Bestellung einer oder eines Berufsrechtsbeauftragten; 

- berufsrechtliche Schulungen; 

- elektronische Systeme zur Vermeidung von Interessenkollisionen; 

- die elektronische Überwachung von Anderkonten zur Sicherstellung der Verpflichtungen nach § 4 
BORA;  

- eine interne Hinweismeldestelle für berufsrechtsbezogene Beschwerden. 

(3) In Berufsausübungsgesellschaften mit regelmäßig mehr als 10 Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälten oder anderen Angehörigen eines in § 59c Absatz 1 Satz 1 BRAO genannten Berufs sind die 
Risikoanalyse nach Absatz 1 und die getroffenen Maßnahmen nach Absatz 2 zu dokumentieren, die 
Dokumentation ist spätestens alle zwei Jahre zu aktualisieren. 

 

 



Fachanwaltsordnung 

 

I. § 4 Abs. 2 FAO wird durch Satz 3 und 4 ergänzt und erhält folgende Fassung: 

(2) 1Wird der Antrag auf Verleihung der Fachanwaltschaft nicht in dem Kalenderjahr gestellt, in dem der 
Lehrgang begonnen hat, ist ab diesem Jahr Fortbildung in Art und Umfang von § 15 FAO nachzuweisen. 
2Lehrgangszeiten sind anzurechnen. 3Kann die Fortbildung nicht vollständig nachgewiesen werden, hat 
die Rechtsanwaltskammer der Antragstellerin oder dem Antragsteller Gelegenheit zu geben, innerhalb 
einer angemessenen Frist fehlende Fortbildungsstunden nachzuholen, sofern deren Anzahl zehn nicht 
überschreitet. 4In besonderen Härtefällen kann die Rechtsanwaltskammer darüber hinaus auf Antrag 
die Nachholung weiterer Fortbildungsstunden zulassen. 

 

II. § 15 Abs. 5 FAO wird durch Satz 3 ergänzt und erhält folgende Fassung: 

(5) 1Die Erfüllung der Fortbildungspflicht ist der Rechtsanwaltskammer durch Bescheinigungen oder 
andere geeignete Unterlagen unaufgefordert nachzuweisen. 2Fortbildung im Sinne des Absatzes 4 ist 
durch Bescheinigungen und Lernerfolgskontrollen nachzuweisen. 3Kann die Fortbildung nicht oder nicht 
vollständig nachgewiesen werden, hat die Rechtsanwaltskammer der Fachanwältin oder dem Fachan-
walt Gelegenheit zu geben, innerhalb einer angemessenen Frist fehlende Fortbildungsstunden nachzu-
holen. 

 

 

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung müssen nun zunächst vom Bundesministerium der Justiz 
geprüft werden. Eine Nichtbeanstandung unterstellt, treten diese Beschlüsse mit dem ersten Tag des 
dritten Monats in Kraft, der auf die Veröffentlichung auf der Homepage der BRAK folgt.  

 


